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VORWORT

Das heute noch erhaltene, 
historische Stadtbild ist zu­
nächst Folge der abnehmenden 
wirtschaftlichen Bedeutung der 
Stadt seit dem 17. Jahrhundert, 
wodurch der Druck zu tiefgrei­
fenden Veränderungen der Stadt­
struktur weitgehend ausblieb. 
Gleichermaßen ist die Bewah­
rung der bedeutenden Bausub­
stanz einer Bürgerschaft zu 
verdanken, die auch gegen 
alle Zeitströmungen an ihrem 
Stadtbild, ihrer Stadtbe­
festigung und ihren Gebäuden 
festgehalten und sich dabei 
auch nicht aktuellen "Sach­
zwängen" unterworfen hat.
Bereits seit der Zeit vor dem 
Krieg nimmt sie dabei das 
Rechtsinstrument des "Orts­
statuts" zu Hilfe, das - mehr­
mals geändert - heute in der 
Fassung vom 19.03.1986 
Gültigkeit besitzt.

Obwohl sie die Gestaltungs­
freiheit der Bauwilligen und 
Architekten einschränkt, ist 
es unzweifelhaft, daß diese 
Gestaltungssatzung häufig

zu besseren Lösungen geführt 
und nicht selten Vorhaben 
verhindert hat, die als 
Einzelgebäude eine Verun­
staltung dargestellt und 
in ihrer Summe dem Stadt­
bild schweren Schaden zu­
gefügt hätten.

Daher hat sich die Gestal­
tungssatzung als wich­
tiges Instrument zur Er­
haltung und Pflege des 
historischen Stadtkerns 
bewährt. Zu ihrem besse­
ren Verständnis soll die 
vorliegende Schrift

- die Gestaltungssatzung
erklären und

- ihre Handhabung bei
Bauvorhaben

erleichtern.

Bad Münstereifel, Juli 1989m
(Armin Ahrendt)

Stadtdirektor 3



Satzung der Stadt Bad Münstereifel
über besondere Anforderungen an die Bau- 
und Werbeanlagengestaltung zur Pflege und 
zum Schutz der Eigenart des Qrtsbildes 
(Gestaltungssatzung) vom 19.03.1986

Aufgrund des § 4 der Gem eindeord­

nung für das Land Nordrhein-West- 
falon In der Fassung der Bekannt­
m achung vom 13.08.84 (GV. NW. S. 

475) sowie des § 81 der Bauord­

nung für das Land Nordrheln-West- 

falon vom 26.06.84 (GV. NW S.
419/SGV. NW 232) In der jeweils 

gültigen Fassung hat der Flat der 
Stadt Bad Münstereifel in seiner . 

Sitzung am 11.03.1986 folgende 

Satzung erlassen.

VORBEMERKUNG

“Mit Recht w ird Bad Münstereifel 

wegen seiner ensemblehaften histo­
rischen Erscheinung als Gesamt­
kunstwerk betrachtet und verdient 

daher schon seit langem die beson­
dere Aufm erksam keit der Denkmal­
pflege" (Paul Schotes).

Bad Münstereifel ist Im Lande 
Nordrhelri-W estfalen die einzige 

Stadt, die ihre m itte lalterliche 

4 S tadtbefestigung in dieser Ge­

schlossenheit und Vollständigkeit 

m it don 4 Stadttoren, den beiden 
befestigten Erftdurchlässen, den 

zahlreichen Befestigungstürmen 
und der fast vollständig erhalte­

nen Wehrmauer einschließlich der 
Grundmauern der Burg erhalten 

hat. Innerhalb dieser Befestigung 
ist der klösterliche, karolingi­

sche Gründungskom plex in seiner 
Ausformung des 1 1 . und 12. Jahr­
hunderts m it noch erhaltenen Bau­
ten dieser Zelt von überragender 

Qualität deutlich ablesbar. Die 
aus vier Vierteln zusam m engewach­
sene Stadt um diesen Klosterkom­

plex, die später durch die Stadt­

befestigung eingefaßt wurden, ist 
nicht nur im Grundriß weitestge­

hend erhalten, sondern weist eine 
ungewöhnlich gut erhaltene W ohnbe­
bauung des 15.-19. Jahrhunderts 
auf, die oft von überdurchschnitt­

licher Qualität ist. Die Bauten 

aus Stein und aus Fachwerk stehen 
teilweise an der Spitze des Rhei­

nischen W ohnbaus (Windeckhaus).

Die barocken Klostergründungen in ­

nerhalb der Stadtmauer, die zwar 

ganze Stadtviertel vernichteten, 
den m itte la lterlichen Grundriß 
aber nicht wesentlich veränder­
ten, sind w ich tiger Bestandteil 

der Münstereifeier Stadtgeschich­
te, auch wenn die Gebäude dieser 
Klöster nur noch teilweise erhal­

ten sind. Die In Ihrem spätm itte l­

alterlichen Gefüge einm alig erhal­

tene Stadt m it vollständiger Be­
festigung und m it einem Baustand, 

der überw iegend diesen histori­
schen Epochen angehört, dokum en­
tiert die wechselvolle Geschichte 

der Stadt e indrucksvoll. Diesen 

überragenden Dokum entwert g ilt es 
In seiner Eigenart bei aller sinn­

vollen Nutzung zu erhalten und 
vor ungeeigneten, das Stadtbild 
beeinträchtigenden Maßnahmen zu 
schützen.



1. ALLGEMEINES 

§ 1
ÖRTLICHER GELTUNGS­
BEREICH

Die Gültigkeit dieser Satzung er­
streckt sich auf die in der als 
Anlage 1 beigegebenen Übersichts­
karte (Auszug aus der deutschen 
Grundkarte) begrenzten Gebiete:

1) Kernstadt m it Mauerring und 
Grabenzone (Gebiet I Denkmalbe­
reich)
2) angrenzende Baugebietsflächen 
in der Kernstadt (Gebiet II).

Die Kartenunterlage (Anlage 1) 
b ildet einen Bestandteil dieser 
Satzung.

AD MÜNSTEREIFEL

ÖRTLICHER GELTUNGSBEREICH  
OER GESTALTUNGSSATZUNG  
VOM 19.03.1986
I. G E B IE T  I (D EN K M A LB ER EICH )
II G E B IE T  II



Durch die Satzung müssen tatsäch­
lich mehr Maßnahmen genehmigt wer­
den, insofern bedeutet dies auch
mehr Bürokratie. Es hat sich je­
doch gezeigt, daß die Berücksich­
tigung der Satzung zu besseren 
Lösungen geführt hat, die meist 
nicht teuer, häufig sogar billi­
ger als der ursprüngliche Entwurf 
waren.

Der Aufwand für den Bauwilligen 
erhöht sich hierdurch i.allg. nur 
unwesentlich. Nur in Einzelfällen 
ist es erforderlich, daß zur Beur­
teilung wie sich das Vorhaben in 
die Umgebung einfügt, ergänzende 
Angaben gemacht werden müssen, 
beispielsweise exakte Traufliöhen 
und Ansichten der Nachbargebäude, 
Material und Farbangaben von Ge­
bäuden der näheren Umgebung.

Bei besonders wichtigen Projekten 
kann auch ein Modell oder die Ver­
anschaulichung des geplanten Bau­
körpers durch ein Lattengerüst er­
forderlich sein.

§ 2
SACHLICHER GELTUNGS­
BEREICH

(1) Die Satzung ist, soweit gemäß 

§ 82 BauONW  zulässig, anzuwenden 

boi allen Veränderungen, Umbauten 
und Erweiterungen bestehender bau­
licher Anlagen, Bau- und Kunst­

denkmälern, Ehren- und Erinne­

rungsm alen, W egekreuzen, Straßen- 
und Platzanlagen, bei baulichen 

Neuanlagen und W iederaufbauten 
sowie bei der Anbringung von Wer­

beanlagen und W arenautom aten.

(2) Zur Beurteilung der Wirkung 
auf die Um gebung kann die Stadt 

Bad Münstereifel besondere Nach­
weise, Planunterlagen und Modelle 
verlangen:



Diese Forderungen sollen erreichen, 
daß - vereinfacht gesagt - die Ge­
bäude und Werbeanlagen in das 
Stadtbild hineinpassen. Sie sind 
Grundlage der folgenden Einzel­
festsetzungen. Sie haben aller­
dings bei der Beurteilung von 
Einzelvorhaben dann eine Bedeutung 
wenn dieses trotz der Einhaltung 
aller Einzelforderungen ein stö­
rendes Gesamtbild böte. Dies kann 
leicht der Fall sein, wenn z.B. 
ein Gebäude für seine Umgebung 
zu groß ist, oder wenn neue Ge­
staltungselemente auftreten, die 
in der Gestaltungssatzung noch 
nicht erfaßt sind. So fehlten 
in der Ortssatzung von 1967 
Aussagen zu Dachflächenfenster, 
Dacheinschnitten, Markisen.

II. ANFORDERUNGEN AN DIE 
BAULICHE GESTALTUNG

§ 3
ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE

(1) Bauliche Anlagen sind im Maß- 
stab, in der Gestalt und Im Mate­
rial dem Ortsbild von Bad Münster­
eifel und ihrer engeren Umgebung 

anzupassen.

(2) Neubauten und Veränderungen 
der äußeren Erscheinung vorhande­
ner Bauten sowie Werbeanlagen müs­
sen in Form, Abmessung, Maßstab 
und Gestaltung auf die Baudenkma­
le, die Bauensembles und das Stra­
ßen- und Landschaftsbild in der 
Weise Rücksicht nehmen, daß deren 
Eigenart und Wirkung auf ihre Um­
gebung nicht beeinträchtigt wird.



Aufgrund der kleinteiligen Paizel- 
lenstruktur sind im Stadtkern die
Gebäude ganz überwiegend zwischen 
5 m  und 12 m breit. Eine Anpas­
sung an die bestehenden Gebäude 
ist bei diesen Parzellenbreiten
leicht zu erreichen. Bei der Zu- 
sammenlegung von mehreren Parzel­
len besteht jedoch die Gefahr, 
daß unmaßstäblich große und abwei­
chend gegliederte Gebäude entste­
hen. In diesem Fall soll eine Ein­
fügung in die Umgebung z.B. durch 
leichte Vor- und Rücksprünge, Fen­
steranordnungen, Material- oder
Farbwechsel erreicht werden.

Um die Gestaltungsmöglichkeiten 
der Eigentümer und Architekten 
möglichst wenig einzuschränken, 
wurde bewußt auf die Festlegung 
von Maßen und Abfolgen von Achs- 
breiten verzichtet.

§ 4
GLIEDERUNG DER BAU­
KÖRPER

Die Baukörper sind nach ihrem 
Breiten- und Höhenmaß den beste­
henden Gebäuden anzupassen. So­
weit dies aufgrund der Funktion 
und der Größe von Bauvorhaben 
nicht möglich ist, ist ihre Bau­
masse durch gestalterische Mittel 
entsprechend zu gliedern.

Die Fassaden sollen durch die 
Gliederung vertikal betont 
werden.

Der Zusammenhang zwischen Erdge­
schoß und Obergeschoß darf durch 
die bauliche Gestaltung, durch 
Werbung oder Anstrich nicht ge­
stört werden.



Die zugelassenen Materialien ent­
sprechen den im Eifelraum typi­
schen Baustoffen. Ursprünglich 
war hier die Fachwerkhauweise an­
zutreffen. Nur die besonders re­
präsentativen Bauten waren wegen 
der hohen Kosten aus Bruchstein, 
aiißen mit Verputz und Anstrich 
versehen. Wetterseiten wurden bei
den Fachwerkhäusern auch mit
Schiefer oder Pfannen verkleidet.
Seit dem 19. Jh. wurden auch un­
verputzte Ziegelsteine verwendet, 
sei es als Feldbrandsteine - über­
wiegend bei gewerblichen Gebäuden 
(alte Gerberei) - oder als Klin­
ker z.T. mit Zierverbänden (z.B. 
Hotel Hoever). Insbesondere in
der Nachkriegszeit wurden auch
häufiger Verkleidungen aus Asbest­
zement oder gemusterte Bitumen­
platten verwendet, was heute als
Venmstaltung empfunden wird. Die­
se Moden fanden in der Kemstadt 
aufgnind der Ortssatzung aller­
dings kaum Verbreitung.

Die farbliche Gestaltung eines Ge­
bäudes ist immer im Zusammenhang 
mit den Nachbargebäuden zu sehen. 
Daher können die Bestimmungen der 
Satzung nicht exakt sein.

A u f die Festlegung zulässiger Far­
ben (nach RAL), ihres Reflexions­
grades oder eines Farb leitplanes 
wurde verzichtet, weil dies wenig 
praktikabel ist und den Spielraum 
für den Eigentümer und den Archi­
tekten unnötig stark einengt.

Anhalt für eine der örtlichen Tra­
dition entsprechende Farbgebung 
ist:
Putzflächen: gebrochenes weiß 
oder Pastelltöne,
Fensterumrahmung und Türen: 
mssisch grün oder englisch rot. 
Fachwerk: schwarz, selten
rot-braun.

§ 5 
MATERIALIEN

Gebiet I

(1) Die Fassaden müssen m it Natur­
stein verkleidet, in Fachwerk aus­
geführt oder g la tt verputzt wer­
den. Schiefer und in Ausnahmefäl­

len Sichtbeton sind nur als Glie- 
derungselem ont zulässig. Für die 
Putzstruktur wird eine glatte 

Oberfläche vorgeschrieben. M odi­
sche Putzstrukturen, wie Nester­
putz, R indenputz, W urmputz o.ä., 
sind unzulässig.

(2) Die Fassade - soweit nicht 
aus Naturstein - muß je nach den 
örtlichen Gegebenheiten ge­
schläm m t oder gestrichen werden.

(3) Die äußere Gestaltung der Bau­
körper muß auf örtliche Traditi­
on, historische Gegebenheiten
(z.B. Farbbefundo) sowie auf die 
Einpassung in die Umgebung Rück­
sicht nehmen. Grelle Farben und 
glänzende Oberflächen sind unzu­

lässig.



Das Dach ist ein Gebäudeteil, das
in besonderem Maße landschaftsge­
bunden ist. Ob wir uns in Nord­
deutschland, in Oberbayem oder 
in Mitteldeutschland befinden, 
können wir am leichtesten an den 
vorherrschenden Dachformen erken­
nen. Die typische Dachform ist da­
her auch besonders schätzenswert.
Sie war in Bad Münstereifel das
stark geneigte Satteldach. Man- 
sarddächer und Walmdächer traten 
erst ab dem 18. Jh. verstärkt
auf.

Walmdach (selten)

Satteldach (überwiegend 
vertreten) § 6

DACHFORM, DACHDECKUNG 
UND DACHGAUBEN

Gebiet 1

(1 ) Im Denkmalbereich wird das 
Sattel-, W alm - und Mansarddach 

vorgeschrieben. Die Neigungsflä­
chen des Daches sind Im gleichen 
Winkel auszubilden. Bei Baudenkma­
len sind die historischen Dachfor­
men, Dachaufbauten und Dachdeckun 
gen beizubehalten.

r in  n n



Im Stadtkern findet sich heute 
eine Mischung der Dachfortnen und 
ihrer Stellung zur Straße (trauf-
oder giebelständig), allerdings
überwiegend das Satteldach.
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Ortsfremde Formen der Dachdeckung 
sind u.a. der Biberschwanz, der 
in Süddeutschland verwendet wird,
"Mönch und Nonne" der Mittelmeer­
länder, Holzschindeln im Alpen­
land.

Auch neuere Deckungen, wie z.B. 
großformatige Tafeln, zementgebun­
den oder aus Kunststoff, passen 
nicht in die alte Stadt.

(2) Bauliche Neuanlagen sind in 
Naturschiefer oder in schwarzen 

Tonziegeln zu. decken. 
Zementgebundene Dachpfannen, Holz­
schindeln und nicht ortsübliche 

Formen von Dachpfannen sind nicht 
zugelassen.



Es albt viele Möglichkeiten, 
mit Dachgauben das Ge­
bäude zu verunstalten

Zu nahe an der Traufe zu nahe am Giebel

Zu viele und zu nahe 
zusammen

(3) Dachaufbauten sind nur als 

Einzelgauben bis 1,20 m Außenbrei­
te zulässig. Sie dürfen in der 

Summe ihrer Einzelbreiten höch­
stens 2/5 der Firstlänge betragen 

und müssen vom  Giebel m indestens 
1,50 m entfernt bleiben. Der Ab­

stand der Gauben untereinander 
muß m indestens der E inzelgauben­
breite entsprechen. Die Höhe der 
Dachgaubenfenster darf 1,50 m 

nicht überschreiten. Dachaufbau­
ten müssen vom  Schnittpunkt der 
Außenwand m it der Oberkante der 

Dachhaut in der Horizontalen, 

hauseinwärts gemessen, einen Ab­

stand von m indestens 0,80 m ha­

ben.



(4) Dachflächenfenster, Schlepp­
gauben und Dacheinschnitte sind 
nicht zugelassen.

(5) Als Ausnahme sind für einge­

schossige, untergeordnete Bautei­

le (Anbauten, Garagen o.a.) bis

zu 30 qm  Grundfläche auch Flach- 
oder Pultdächer zulässig.

Schleppgaube unzulässig Dacheinschnitt unzulässig

Flach- und Pultdach 
für Anbauten



Die gelungene landschaftliche Ein­
gliederung der nach dem Krieg ent­
standenen Gebäude ist mit auf die 
einheitliche Dachform des Sattel­
daches zuriickzufiihren.
Walmdächer sind ebenso die Ausnah­
me wie große Dacheinschnitte oder 
Dachgauben.

Gebiet II

(6) Im Gebiet II werden vom Sat­

tel-, W alm- und Mansarddach abge­
leitete Dachformen vorgeschrie­
ben. Beim Ortgang sind jedoch Ab­
weichungen von der Falllinie
nicht zugelassen.

(7) Für die Dacheindeckungen wer­
den neben den in Absatz 2 (Denk­
malbereich) genannten Materialien 

auch kleinteilige, glatte Schie­
ferim itationen sowie zem entgebun­
dene Dachziegel zugelassen. Als 
Farbton ist dunkelgrau bis 

schwarz vorgeschrieben.



mind. 
0,80 m

r

(8) Notwendige Dachaufbauten sind 
als Einzelgauben bis 1,50 m Außen­
breite zulässig. Sie dürfen in
der Summe ihrer Einzelbreiten 

höchstens 2/5 der Rrstlänge be­
tragen und müssen von den Giebeln 
m indestens 1,50 m entfernt blei­
ben. Ein Fensterband ist eben­
falls zulässig, sofern seine Ge­
samtbreite 1/3 der Firstlänge des 
Daches nicht übersteigt und der 
seitliche Abstand von den Giebeln 
m indestens 3 m beträgt. Dachauf­
bauten müssen vom Schnittpunkt 
der Außenwand m it Oberkante Dach­
haut In der Horizontalen, . hausein- 
wärts gemessen, einen Abstand von 
mindestens 0,80 m haben.

(9) Dachflächenfenster und Dach­
einschnitte können zugelassen wer­

den.



Derartige Fensterbänder 
würden das Stadtbild 
sehr stören

§ 7 
FENSTER UND TÜREN

(1) Bei Gebäuden im Denkmalbe­
reich sind die Fenster -außer 
Schaufenster- hochrechteckig mit 
einer maximalen Fensterbreite von 

1,20 rh zulässig.

(2) Eine horizontale Aneinander­
reihung (Fensterband) Ist nicht 
zulässig. Zwischen den Fenstern 
sind Pfeiler von mehr als 15 cm 
Breite in der äußeren Fassadenebe­
ne und im Fassadenmaterial anzu­
ordnen.

(3) Schaufenster sind nur im Erd­
geschoß zulässig. Die Schaufen­
ster müssen sich nach Größe und 
Proportion in die gesamte Gliede­
rung und den Charakter der Oberge­
schoßfassade einfügen. Haustüren
sind aus Holz auszuführen. Die 

-  Glasflächen müssen senkrecht ste- 
_ hen.

(4) Fensterrahmen und Türen sind 
im Farbton mit der Fassade abzu­
stimmen. Reflexionsglas und getön­
tes Glas ist nicht zulässig.
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(5) Darüber hinaus sind Im Denk­
malbereich Fenster und Türen nur 
aus Holz zulässig und deckend zu 
streichen. Haustüren können nur 
dann naturbelassen bleiben, wenn 
dies historische begründet wird. 
Garagentore sind entweder in Holz 

auszuführen oder ln Holz zu ver­
kleiden.

(6) Bau Baudenkmalen sind die 
ursprünglichen Fenster und Türen, 
Schlagläden und Gitterkörbe zu 
erhalten und bei Abgängigkeit 
durch neue in alter Form und 
gleichem Material zu ergänzen.



Einfriedigungen treten in den 
Hauptstraßenachsen aufgrund der 
geschlossenen Behauung kaum auf.
In den rückwärtigen Bereichen
sind sie jedoch ein wichtiges den 
Straßenraum begrenzendes Element. 
Manchmal entziehen sie auch gnä­
dig vielerlei Unordnung dem frem­
den Blick.

Es wurden im Kem überwiegend 
Bruchsteinmauem oder verputztes 
Mauerwerk verwendet.

§ 8
EINFRIEDIGUNGEN, LAGERPLÄTZE, 
GÄRTEN UND STELLPLÄTZE

(1) 1. GEBIET I
Im Denkmalbereich sind Einfriedi­
gungen zur öffentlichen Verkehrs­
fläche, sofern sie nicht histo­
risch begründet sind, unzulässig.

Historische Einfriedigungen müs­
sen in Material und Farbe erhal­
ten und wiederhergestellt werden.
Die Rekonstruktion von histori­
schen Zuständen ist möglich.

2. GEBIET II
Zugelassen werden Holzzäune, le­
bende Hecken aus heimischen Sträu- 
chern (Hainbuche, Weißdorn u.a.), 
evtl. in Verbindung mit einem Ma­
schendrahtzaun bis zu 1,20 m Höhe 

und je nach der engeren Umgebung 
auch Mauern bis zu einer Höhe von 
2 m. Mit Bruchstein verblendete 

Betonmauern können zugelassen wer­
den. Maschendrahtzäune alleine 
sind nicht zugelassen.

19



In den Neubaugebieten ist eine
stark gärtnerisch geprägte Form 
der Einfriedigungen wünschens­
wert. Problematisch ist oft weni­
ger der Einzelfall als das Er­
scheinungsbild mehrerer unter­
schiedlicher Einfriedigungsarten.

(2) Lagerplätze sind durch bauli­
che Anlagen oder gärtnerische Maß­
nahmen so zu gestalten, daß Lage­
rungen vom öffentlichen Verkehrs­
raum nicht einsehbar sind.

(3) Vorgärten dürfen nicht als La­
gerplätze und Arbeitsflächen ge­
nutzt werden.

(4) Stellplätze für bewegliche Ab­
fallbehälter sind so anzulegen, 
daß die Abfallbehälter vom öffent­
lichen Verkehrsraum aus nicht 
sichtbar sind.

Im Gebiet I hat sich die Material­
wahl von Müllboxen den Anforderun­
gen des § 5 anzupassen.

20



Die Dachlandschaft würde durch 
eine große Zahl von Antennen, in 
Zukunft ggfls. sogar zunehmend 
Parabolspiegel(l), empfindlich 
gestört. Die Reduzierung auf 
eine Antenne je Gebäude ist da­
her keine unvertretbare Ein­
schränkung der Eigentümer oder 
Mieter.

Sonnenkollektoren wären von den 
Hangbereichen sehr gut sichtbar.
Sie haben infolge der Tallage ohne 
hin einen geringen Energiegewinn.

§ 9
FREILEITUNGEN UND ANTENNEN

(1) Innerhalb des Denkmalberei­
ches sind neu zu verlegende frei­
führende Leitungen aller Art 
(Hochspannungs-, Niederspan- 
nungs-, Telefonleitungen, freige­
spannte Straßenbeleuchtungen) im 
Einvernehmen mit den Maßnahmeträ­
gern zu verkabeln und unterir­
disch zu verlegen. Ist das nicht 
oder nur mit unangemessenen Auf­
wendungen möglich, so sind die 
Freiflächen so unauffällig zu füh­
ren, daß Baudenkmale, Ortsbild
und Landschaft nicht beeinträch­
tigt werden.

(2) Innerhalb des Denkmalberei­
ches ist auf jedem Gebäude maxi­
mal eine Antennenanlage zulässig.
Bereits bestehende Antennenanla­
gen genießen Bestandsschutz.
Für Antennen gilt Abs. 1 Satz 2 
entsprechend.

(3) Sonnenkollektoren sind im 
Denkmalbereich nicht zulässig.
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Die Auseinandersetzung mit Werbung 
im Stadtbild ist nicht neu. Bereits 
um die Jahrhundertwende wurde ver­
sucht, durch Gesetze die Werbean­
lagen zu beschränken. Mit der Gestal­
tungssatzung soll nicht die Prä­
sentation von Betrieben in der 
Öffentlichkeit verhindert werden.
Es sollen allerdings dem Konkurrenz­
kam pf der zu immer größeren und 
auffälligeren Werbeanlagen führen 
würde, Schranken gesetzt werden, 
sonst würden bald die Fassaden 
von den Werbeanlagen wie auf dem 
nebenstehenden Bild überdeckt.
Da Werbung auf vielerleiweise 
das Stadtbild stören kann, sind 
entsprechend viele Bestimmungen 
erforderlich.
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(1) Die nach der Landesbauordnung 
genehmigungsfreien und anzeigen­
freien Werbeanlagen werden einer 
Anzeigepflicht unterworfen. Das 
gilt nicht für nur zeitlich be­
grenzte Werbung anläßlich Aus- 
und Schlußverkäufen sowie Thea­
ter-, Sport-, kirchlichen- und 

politischen Veranstaltungen.

(2) Werbeanlagen sind nur an der 
Stätte der Leistung zulässig. Sie 
müssen auf die Gestaltung der Ge­
bäude Rücksicht nehmen.

(3) Hinweisschilder zu Sehenswür­
digkeiten, gastronomischen und 
sonstigen Betrieben unterliegen 
der Genehmigungspflicht der örtli­
chen Ordnungsbehörde, für diese 
Hinweisschilder ist eine von der 
Stadt Bad Münstereifel vorge­
schriebene einheitliche, ortsübli­
che Form und Beschriftung zu wäh­
len.

§ 10
ANLAGEN DER AUSSENWER- 
BUNG (WERBEANLAGEN) GE­
MÄSS DER LANDESBAUORDNUNG 
NW UND MARKISEN



23

(4) Werbeanlagen sind unzulässig.

a) an Ruhebänken und Papierkör­
ben,

b) an Einfriedigungen mit Ausnah­
me von Hinweisschildern auf Beruf 
und Gewerbe, sofern sie nach Um­
fang und Darstellung nicht verun­
staltet wirken,

c) in Vorgärten,

d) an Bäumen, Böschungen, Mas­
ten, Außentreppen, Baikonen und 
Fensterläden,

g) an Giebelwänden oberhalb der 
Traufen, an Türen und Schornstei­
nen,

h) an Bauzäunen mit Ausnahme von 
Hinweisen auf den Bauherrn und 
die an der Bauausführung Beteilig­
ten.

Noch ist Bad Münstereifel von stö­
renden Häufungen von Werbeanlagen 
und ähnlichen Elementen verschont 
geblieben. Der Blick in die Wer- 
ther Straße deutet an, wie wich­
tig die Steuerungsmöglichkeiten 
der Satzung auch in Zukunft sind.

schräge Werbeanlagen 
nicht zulässig

e) an Brücken aller Art,

f) auf Rächen von Straßen und
Dächern,

geneigte Werbebänder 
nicht zulässig



(5) An jeder Stätte der Leistung 
wird nur eine Werbeanlage auf der 

Außenwand des Gebäudes bis zur Hö­
he der Fensterbrüstung des I. 

Obergeschosses zugelassen. Bei 
Eckgrundstücken kann an jeder der 
Straße zugewandten Außenwand eine 
Werbeanlage zugelassen werden.

(6) Das Auf- und Abstellen von 
W erbeplakaten, Transparenten usw. 
oberhalb des Erdgeschosses und an 

den Scheiben der oberen Geschosse ' 
ist nicht gestattet. Ebenso unzu­
lässig sind Werbefahnen und Werbe­
tafeln sowie ähnliche, der Wer­
bung dienende Gegenstände, außer­

halb der Verkaufsstellen.

(7) Schmiedeeiserne Ausleger sind 
grundsätzlich zulässig bis zu
einer maximalen auskragenden Län­
ge von 1 m.

(8) Bewegliche (laufende) und sol­

che Lichtwerbungen, bei denen dlo 
Beleuchtung ganz oder teilweise
im Wechsel an- und ausgeschaltet 
wird (z.B. Anlagen m it Phasen­
schaltung oder laufendem Licht), 

sind unzulässig.



(9) Leuchtreklame ist nur In 
schwach getönten Farben zulässig, 
wenn sie sich In Farbe und Form 

den umliegenden Gebäuden bzw. dem 
Stadtbild anpaQt.

(10) Werbeanlagen In Bandform dür­
fen nur horizontal angebracht wer­
den. Das Werbeband muß senkrecht 
stehen und darf nicht geneigt wer­
den. Die Bandhöhe darf 0,30 m 
nicht überschreiten. Das Werbe­
band darf höchstens 2/3 der Fassa­
denbreite überspannen.

(11) Technische Hilfsmittel von 

Werbeeinrichtungen (z.B. Kabelzu­
führungen) sollen unsichtbar ver­
legt werden.

(12) Sonnenmarkisen müssen auf 
die Architekturgliederung Bezug 
nehmen und eine lichte Durchgangs­
höhe von mindestens 2,50 m (in 
Sonderfällen mindestens 2,20 m) 
haben. Die maximale Auskragung 
darf nicht mehr als 2,00 m betra­
gen.

Farben, die sich in die farbliche 

Umgebung nicht harmonisch einfü- 
gen, sind unzulässig.
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Markisen sind nur für Fenster im 
Erdgeschoß zugelassen.

Die Markisen müssen rechteckig 
sein, daß heißt, sie dürfen die 
Fenster nicht korbbogenartig über­
spannen, müssen m it diesen bündig 

abschließen und dürfen nicht die 
gesamte Front überspannen. Es 
sind keine grellen Farben und 
auch keine glänzenden Materialien 
zu verwenden.

(13) Bei der Plakatierung von 
Fensterflächen darf n icht mehr 
als 1/4 der Fensterfläche be­

nutzt werden.

III. VERWALTUNGSVORSCHRIFTEN 

§ 11
AUSNAHMEN UND BE­
FREIUNGEN

Ausnahmen und Befreiungen regeln 
sich nach den §§ 68 und 81 Abs. 5 

der Bauordnung NW.



§ 12
ORDNUNGSWIDRIGKEITEN

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen die Bestimmungen dieser 
Satzung verstößt, handelt ord­
nungswidrig im Sinne des § 79 
Abs. 1 Nr. 14 der Bauordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen.

§ 13

Diese Satzung tritt mit dem Tage 
nach Ihrer Bekanntmachung im Amts­
blatt der Stadt Bad Münstereifel 
In Kraft (In Kraft getreten am 
19.04.1986). Gleichzeitig tritt 
die Satzung der Stadt Bad Münster­
eifel über die Baugestaltung und 
Pflege der Eigenart des Ortsbil­
des vom 26.10.1966 außer Kraft.
Unberührt bleiben Festsetzungen 

in Bebauungsplänen, sowie welter­
gehende ortsrechtllche Vorschrif­
ten aufgrund des geltenden Stra­
ßenrechts. 27


